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Ergebnisse in Sotschi

Goldene Melone

Die Konferenz für den Dialog in Syrien kann erste Erfolge aufweisen. Überschattet wurde 
sie von der Invasion der Türkei in Afrin. Von Karin Leukefeld

Frankreichs Rechte hat Macron akzeptiert – Sarkozys Nachfolger Wauquiez hat fast alles verloren

Die »Konferenz für den natio-
nalen syrischen Dialog« in 
Sotschi am Schwarzen Meer 

in Russland ist am Dienstag mit kon-
kreten Ergebnissen beendet worden. 
Die rund 1.500 Delegierten einigten 
sich auf die Bildung einer 150köpfigen 
Kommission, die unter Federführung 
der Vereinten Nationen in Genf die 
syrische Verfassung überarbeiten soll. 
Neben Regierungsvertretern sollen der 
Kommission auch Vertreter der Oppo-
sition angehören.

Zu der Konferenz eingeladen hat-
ten die drei Regionalmächte Russ-
land, Iran und Türkei. Sie gelten seit 
Anfang 2017 als Garantiemächte für 
eine Waffenruhe und Deeskalations-
gebiete in Syrien, die im Astana-Pro-
zess beschlossen worden waren. Nie-
mand habe »erwartet, dass es möglich 
sein wird, Vertreter von absolut allen 
Gruppen der syrischen Nation hier zu 
versammeln«, sagte Außenminister 
Sergej Lawrow am Dienstagabend vor 
Journalisten.

Auch der UN-Syrienbeauftragte 
Staffan De Mistura war im Auftrag 
des UN-Generalsekretärs António Gu-
terres angereist. In seiner Erklärung 
vor der Versammlung würdigte er das 
Engagement der Delegierten: »Mit 
Ihrer Abschlusserklärung heute haben 
Sie den 12 Prinzipien zugestimmt, die 
während des politischen Prozesses 
in Genf entwickelt wurden. Sie be-
schreiben eine Vision von Syrien, die 
alle Syrer teilen sollten.« De Mistura 
bestätigte die Annahme des von der 
Versammlung für die Bildung einer 
»Verfassungskommission« erteilten 
Auftrags und versprach, schnellstmög-
lich zu handeln.

Damit entkräftigte De Mistura das 
von Seiten bewaffneter und anderer 
Oppositioneller und von westlichen 
Staaten geäußerte Misstrauen gegen 
die Sotschi-Konferenz. Die »größte 
Oppositionsgruppe« habe ihre Teil-

nahme abgesagt, titelten viele Medien 
schon Tage vor dem Treffen. Gemeint 
waren der »Hohe Verhandlungsrat« 
mit Sitz in Riad und die »Nationale 
Koalition für die revolutionären und 
oppositionellen Kräfte in Syrien« mit 
Sitz in Istanbul, die in dem Hohen 
Verhandlungsrat die Mehrheit hat. Tat-
sächlich war der Verhandlungsrat un-
einig, zwei Gruppen, die Moskau- und 
die Kairoplattform sprachen sich für 
eine Teilnahme aus.

Der Türkei war es zwar gelungen, 
ein Flugzeug mit Oppositionellen 
nach Sotschi zu schicken. Nach An-
kunft aber weigerten sich die meisten 
von ihnen, den Flughafen zu verlassen. 
Grund war das Logo des Kongresses, 
das die syrische Fahne, nicht aber die 
»Fahne der Revolution« (schwarz-

weiß-grün, drei Sterne) zeigte. 83 Op-
positionelle flogen schließlich in die 
Türkei zurück, die anderen nahmen an 
der Konferenz teil.

Vor dem großen Schriftzug »Frie-
den für das Volk in Syrien« saßen erst-
mals Vertreter der syrischen Regierung 
neben Vertretern verschiedener Oppo-
sitions- und Menschenrechtsgruppen 
im Präsidium der Konferenz. Mehr als 
1.300 Delegierte waren direkt aus Sy-
rien gekommen, darunter Angehörige 
verschiedener Oppositionsgruppen 
sowie Vertreter der im Parlament ver-
tretenen Baath-Partei, der Nationalen 
Fortschrittsfront und der Kommunis-
tischen Partei. Religionsvertreter nah-
men ebenso teil wie jene von Verbän-
den, Gewerkschaften und verschiede-
nen Volksgruppen.

Wie schwierig der Weg zu einem 
wirklichen nationalen Dialog in Sy-
rien weiterhin ist, zeigt die völker-
rechtswidrige Invasion der Türkei in 
Afrin, im Nordwesten Syriens. Nach 
Sotschi eingeladene Vertreter der 
»Demokratischen Föderation Nord-
syriens«, die mehrheitlich von der 
syrisch-kurdischen Partei der demo-
kratischen Union (PYD) gestellt wer-
den, hatten ihre Teilnahme abgesagt 
und beschuldigten Russland, das tür-
kische Vorgehen gegen ihre Einhei-
ten und die von diesen kontrollier-
ten Gebiete zu decken. In einer von 
der Nachrichtenagentur Firat News 
(ANF) verbreiteten Stellungnahme 
hieß es, eine Lösung in Sotschi werde 
es nicht geben, solange Afrin bombar-
diert werde.

Die Frage lautet: »Ist Macron 
der neue Leader der fran-
zösischen Rechten?« So die 

streng rechtskonservative Pariser 
Tageszeitung Le Figaro im Oktober 
letzten Jahres. Antworten ließ sie 
in einem halbseitigen Artikel einen 
Mann, der sich mit Leuten wie Em-
manuel Macron, dem ehemaligen In-
vestmentbanker, gut auskennt. Bruno 
Bernard, ein mit zahlreichen echten 
und auch sonstigen Titeln ausgestat-
teter Brüsseler Wirtschaftslobbyist, 
erklärte der katholisch-bürgerlichen 
Stammleserschaft des Figaro, was 
inzwischen in Frankreich als sicher 
gilt: Die von dem jungen Präsiden-
ten auf nationaler und internationaler 
Bühne exekutierte Politik macht ihn 
zum »natürlichen Chef der vernünf-
tigen Rechten«. Haudrauftypen wie 
Laurent Wauquiez, Führer der Repu-
blikaner (Les Républicains, LR), und 
Marine Le Pen vom Front National 
(FN) haben erst mal ausgedient.

Auch Wauquiez ist noch jung. Er 
wird im April 43 Jahre alt und hat die 
für einigermaßen intelligente Söhne 
des französischen Großbürgertums 

quasi normale Karriere hingelegt. 
Der Spross einer alten Industriellen-
familie aus dem Norden – Gerbe-
reien, Schiffbau –, die sich im ver-
gangenen Jahrhundert auch in der 
Politik und im Konzernmanagement 
engagierte, hat die Pariser Elitegym-
nasien Louis-le-Grand und Henri IV 
passiert und ist natürlich Absolvent 
der Kaderschmieden École norma-
le supérieure und École nationale 
d’administration. Da ist er dem Arzt-
sohn Macron mehr als ebenbürtig. 
Was ihm fehlt, sind dessen feine Ma-
nieren und ein Verständnis für öko-
nomische und politische Strategie, 
wodurch Macron in Rekordzeit erst 
zum Millionär und dann zum Staats-
chef wurde.

Wauquiez ist seit dem 10. Dezem-
ber Präsident der Republikaner und 
Nachfolger seines politischen Zieh-
vaters Nicolas Sarkozy. Aus der bis 
vor einem Jahr noch dominierenden 
rechtskonservativen Partei machte er 
in Null Komma nichts eine politi-
sche Randgruppe, die dem faschis-
tischen FN deutlich nähersteht als 
den von Katholizismus, Bauernstand 

und Großunternehmertum geprägten 
Wahlvereinen eines Chirac, Alain 
Juppé oder François Fillon. Juppé, 
einst Handlanger des früheren Prä-
sidenten Chirac und Außenminister 
unter Sakozy, hat den Republika-
nern den Rücken gekehrt und rät zur 
Unterstützung Macrons. Chirac ist, 
von Altersdemenz gezeichnet, völ-
lig aus dem öffentlichen Raum ver-
schwunden. Sarkozy tut das, was er 
noch als amtierender Präsident schon 
vor acht Jahren ankündigte: »Kohle« 
machen als Vortragsreisender in Sa-
chen Kapitalismus.

Innerparteiliche Gegner hatte 
Wauquiez besonders unter den weib-
lichen LR-Mitgliedern. Hervorzuhe-
ben ist die 50jährige, kultivierte Erz-
katholikin Valérie Pécresse, ehema-
lige Regierungssprecherin und Bil-
dungsministerin unter Sarkozy. Mit 
ihrer Schwester im Geiste, der 44jäh-
rigen Nathalie Kosciusko-Morizet, 
stand sie lange an vorderster Front 
gegen Machotypen wie Sarkozy und 
den im Wahlkampf als grässlichen 
Heuchler enttarnten Fillon. Macrons 
Sieg in den beiden Wahlen im Mai 

und Juni aber beendete beider Träu-
me von einer Staatschefin aus dem 
konservativen Lager. Pécresse ist nun 
Präsidentin des Regionalparlaments 
der Île-de-France, Kosciusko-Mori-
zet dient im Stadtrat von Paris.

Zurückgeblieben ist Wauquiez. 
Seine »Politique décomplexée« (ent-
hemmte Politik) hat in Richtung 
eines zukünftigen Bündnisses mit 
Le Pens FN geführt und ihn seinen 
»vernünftigen« Parteifreunden ent-
fremdet, die sich jetzt Macron an-
geschlossen haben. Die Républicains 
oder das, was von ihnen übrigge-
blieben ist, würden bei Parlaments-
wahlen derzeit kaum noch 15 Pro-
zent einfahren. Ihr Chef Wauquiez 
macht sich mit Sprüchen gegen von 
ihm sogenannte Krankmacher in der 
Arbeitswelt unbeliebt und ist biswei-
len Objekt bizarrer Quizaktionen: 
Leser der Gratiszeitung 20 minutes 
konnten vor kurzem entscheiden, wer 
für seine ungehobelte Sprache eine 
»Goldene Melone« gewinnen sollte 
– Wauquiez, Donald Trump oder der 
Fußballer Zlatan Ibrahimovic …

� Hansgeorg Hermann, Paris

Staffan de Mistura spricht am 30. Januar 2018 in Sotschi auf der Konferenz für den nationalen syrischen Dialog
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Österreich löst 
Burschenschaft auf
Wien. Nach einem Skandal um ein 
Liederbuch mit antisemitischen 
Texten soll in Österreich die Bur-
schenschaft »Germania« aufge-
löst werden. Ein entsprechendes 
Verfahren werde eingeleitet, kün-
digte Bundeskanzler Sebastian 
Kurz (ÖVP) am Mittwoch an.

Die »Germania« war in die 
Schlagzeilen geraten, weil in 
ihren Regalen ein Liederbuch lag, 
in dem die Nazizeit verherrlicht 
und zum Mord an Juden aufgeru-
fen wird.  � (dpa/jW)

Algerien und Kuba 
bauen Beziehungen aus
Havanna. Die traditionell ver-
bündeten Länder Kuba und 
Algerien bauen ihre Beziehun-
gen weiter aus. Das nordafri-
kanische Land werde bis 2021 
die Erdöllieferungen an die 
sozialistische Karibikinsel aus-
weiten, kündigte die Regierung 
in Havanna am Dienstag an. Im 
vergangenen Jahr hatte Algerien 
bereits 2,1 Millionen Barrel Öl 
nach Kuba geliefert.

Zugleich vereinbarten beide 
Seiten, dass der Einsatz ku-
banischer Ärzte in Algerien 
fortgesetzt wird. Dazu unter-
zeichneten Vertreter beider 
Regierungen einen Anhang zum 
bereits existierenden Rahmen-
vertrag. � (dpa/PL/jW)

Afghanische Taliban 
stärker als bekannt
Kabul. Die Taliban bedrohen 
einer Recherche der britischen 
BBC zufolge rund 70 Prozent Af-
ghanistans. In der am Mittwoch 
veröffentlichten Zusammen-
fassung der im Herbst 2017 über 
mehrere Monate gesammelten 
Daten heißt es, dass die Dschi-
hadisten die volle Kontrolle über 
14 Bezirke (vier Prozent des 
Landes) und eine aktive Präsenz 
in weiteren 263 Bezirken (66 
Prozent) hätten. Damit leben 
»um die 15 Millionen Afghanen 
– die Hälfte der Bevölkerung – 
in Gegenden, die entweder von 
den Taliban kontrolliert werden 
oder in denen die Taliban offen 
präsent sind und regelmäßig An-
griffe verüben«, berichtete die 
BBC. Afghanische und US-Mi-
litärs sahen bisher rund 40 Pro-
zent des Landes von den Taliban 
bedroht. � (dpa/jW)

Rohani: Lehren aus 
Revolution 1979 ziehen
Teheran. Irans Präsident Hassan 
Rohani hat zum 39. Jahrestag 
der »Islamischen Revolution« 
dazu aufgerufen, Lehren aus 
dem damaligen Volksaufstand 
zu ziehen. In einer Rede am 
Grabmal von Republikgründer 
Ajatollah Ruhollah Khomeini 
mahnte Rohani am Mittwoch, 
die Führung dürfe die Forderun-
gen der jüngsten Proteste nicht 
ignorieren. Andernfalls könne es 
ihr ergehen wie dem Schah 1979. 
»Das alte Regime dachte, dass 
die Herrschaft der Monarchie 
ewig dauern werde, und hat aus 
ebendiesem Grund alles verlo-
ren – weil es nicht auf die Kritik 
der Leute gehört hat.« � (AFP/jW)


